
11-271 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
X. Gesetzgebungsperiode 

87/J A n fra g e 

d~r Abgeordne-ten S u c h a ne k, Z a n k 1 , Pa n s i und Genossen 

and~n Bund-esminister für Finanzen, 

betreffend die Ausgabe von Volksaktien bei der Treibacher Chemische Werke 

AG. 

-.-cc:::::::)oc= 

Unmittelbar nach der Ausgabedersogenannt-enVolksa-ktien bei-d-er 

Tr-e-ibach-e-r Che-misch-e- W-e-rke AG. vor etwa -zw-ei "Jahr-en rich t-e-te einsoziali­

stisch-er Abgeordne-t-er an den Herrn Bunde·s-minist-e-r -fürF-inanzen -e-inemünd,.. 

lich-eAnfrag-e (330/M/62) ,worin -er die -Be-fürchtung ausdrückt-e, daß die 

Arbeit.e-r d-ergenannten-Firma unzur-eichend informiert würden, sodaß für 

Spekulanten die- Möglichkei t entste-hen könnte-, sich auf Kosten die-ser Arbei­

ter bzw·.auf Kosten d-er Republik Österreich in ungerechtfertigter Weise zu 

bereichern. Der damalige Finanzminister Dr. Klaus versicherte jedoch wört­

lich, "daß lange Zeit hindurch ausgiebige Informationen-über den Erwerb der 

Aktien an dieBelegschaftg-egeben worden sind." 

Inzwischen lä·ßtsich Jedoch folgend-es fe-s-tst-el-len: Von den 6.000 

zur Ausgabegelangte-n "Volksaktien" ci 1.000 S Nominale waren 1.000 Stück 

für die -Belegschaft der Treibacher Chemische Werke AG. vorges-ehen. Diese 

10,00 Aktien wurden zu einemVorzugskurs von 3505,= S pro Aktie ausge_geben, 

wä-hr-endweitere 2-000 Stück zum Kurs -von 3800,= Sauf -d-en-Markt kamen. Die 

re-stlichen 3000 Aktien wurden nach und nach zu Kursenzwi-sch-en-440O-,-S 

und 6500, = S -verk-auft. Demnach hat de-r Bund für den -. Abverkauf d-er Tr-eiba­

eher Aktien -insgesamt rund 25 Millionen Schilling er-halt-en,während er bei 

einem richtigen Kurs von ca-. 6000,= S pro Aktie 1'llindestens 36 Millo-S hätte 

erhalten müssen. Es -wurden -al-so'mind-e-s-tens 10 biß 12 MilloS durch die Aus­

gabe der -sogenannt-en "Volksaktien" ~verschenkt. 

Darüber hinaus haben sich di~Befürchtungend-ersozialistischenAb­

geordneten als voll und -ganz berechtigt erwiese-no Seitens d-er -emittier-en,.. 

den_Bank, der Österreichischen.CreditinstitutAG., wurde,wie jetzt ein­

wandfr-ei f-estst-eht, di-eBel-egschaft viel zu spät und vi-el zuwenig üb-er die 

Aktienausgabe unterrichtet~Insbes0ndere waren viele Arbeitn-ehme-r der Mei­

nung, daß sie für Aktien mitein-em.Wert von 1000- S m-ehr als das Dreifache 

zu bezahlen hätten. So kamee" daß sich lediglich die Hälft-e der Dienst .. 

nehmer für ihr Aktienbezugsrecht interessierte und daß selbst diese in 
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vielen Fällen ihr Bezugsrecht spottbillig an Spekulanten verkauften. Im 

Werk-haben Spitzenangestellte die Unwissenheit und Geldknappheit der 

Arbeiter-mißbraucht und in einigen Fällen mehrere Dutzend Aktienkaufrechte 

erworben. 

Wie nun eine -Umfrage ergeben hat,· sind von den 1000 für die Beleg­

scha·ft vorgesehenen Aktien nur mehr 55 in der Hand von -Arbei tern des Be­

triebes, soriaß 95 % der sogenannten "Volksaktien" Spekulationszwecken 

dien tep. 0 

Schließlich wurde bekannt, daß 474 Aktien gar nicht an die Beleg­

schaft ausgeg-eben ~wurden, und -es ist bis heute ungeklärt geblieben, was 

mit diesen 474 Aktien geschah. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundes­

minister für Finanzen die nachstehenden 

A n fra gen : 

1) Was ist mit den 474 Aktien geschehen, die nicht an die Belegschaft 

ausgegeben wurden? 

2) Auf welche Weise kann der sich auf mehrere Millionen Schilling -zu be­

ziffernde Verlust der Republik Österreich aus diesem Ausverkauf herein­

gebracht werden? 
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